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Reinhold Hedtke 

Ökonomik als Politik 
Ein ökonomisches Paradigma im 
Kern der politischen Bildung1 

 
Ökonomik ist Politik. Ökonomisch inspirierte Analysen 
der Politik und Politikempfehlungen spielen in Wissen-
schaft, Medien und politischem Betrieb eine zuneh-
mend größere Rolle. Ökonomisch angeleitete Denk-
muster und Legitimationsfiguren stoßen im öffentli-
chen Diskurs auf hohe Resonanz und breite Akzep-
tanz. Schließlich nutzen Wirtschafts- und Politikdidak-
tiker die Ökonomik, um aus fachpolitischen Motiven 
eine – scheinbar natürliche disziplinäre – Grenze zwi-
schen der ökonomischen und der politischen Bildung 
zu konstruieren und ihre jeweiligen Einflussbereiche 
abzustecken (Weißeno 2006). Wirtschaftsdidaktiker 
sehen in der Ökonomik das Proprium ökonomischer 
Bildung. Das Paradigma der Ökonomik zielt aber nicht 
nur auf Erklärung, sondern vor allem auf Empfehlung 
und Gestaltung, und damit geht es ihm um Politik. 
Gehört die Ökonomik deshalb in die politische Bil-
dung? 

 

1 Ökonomische Bildung durch Ökonomik 

Das paradigmatische Konzept ökonomischer Bildung 
bezeichnet mit „ökonomisch“ eine spezifische Denk-
weise oder ein bestimmtes Paradigma, das ursprüng-
lich in der Mikroökonomik der Volkswirtschaftslehre 
entwickelt und in anderen Sozialwissenschaften aus-
gebaut und angewendet wird (Hedtke 2002, 30-40). 
Wirtschaftsdidaktiker, die sich für dieses Paradigma 
stark machen, sehen den Kern ökonomischer Bildung 
darin, dass man das paradigmatische Denk- und Ana-
lyseschema der „Ökonomik“ kennen und anwenden 
lernt. „Ökonomisch“ bedeutet dann „aus der Perspek-
tive des Paradigmas der Ökonomik“ oder „mit der 
Methodologie der Ökonomik analysiert“. Wie verste-
hen Wirtschaftsdidaktiker dieses Paradigma? 

Der „originäre Kern ökonomischer Bildung“ sei die 
Ökonomik, weil sie erstens – so das bezugsdisziplinä-
re Argument – das charakteristische Paradigma der 
Wirtschaftswissenschaften darstelle. Zweitens – so 
die gesellschaftstheoretische Begründung – passe 

                                                        
1 Dieser Text ist erschienen in Politische Bildung 43. Jg. 2010, Heft 4, 
140-149. © Reinhold Hedtke 2015. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

dieser methodologische Ansatz besonders gut zu den 
allgemeinen Funktionsbedingungen moderner Gesell-
schaften, die durch funktionale Differenzierung, Indi-
vidualisierung, Wahlfreiheit, Wertepluralismus, Dilem-
mastrukturen und Institutionenabhängigkeit charakte-
risiert seien (Karpe/Krol 1999, Krol/Zoerner 2008, 
126; ähnlich Schimank 2000, 158-167). Die klassi-
sche Abhängigkeit zwischen Akteuren (vertikale Hie-
rarchie, Macht, Interessengegensatz, Konflikt und 
Positionierung) werde durch eine neue Abhängigkeit 
abgelöst, die durch horizontale Funktionsbeziehun-
gen, Vorteilskalküle, Dilemmasituationen sowie Ko-
operation bzw. Suche nach Win-win-Lösungen cha-
rakterisiert sei (Krol/Zoerner 2008, 97). Man belegt 
diese Gesellschaftsanalyse mit Argumentationsfigu-
ren aus der soziologischen Systemtheorie (Niklas 
Luhmann), der Risikosoziologie (Ulrich Beck), Theo-
rien des sozialen Wandels und der Modernisierung 
(Karl Otto Hondrich) sowie der Sozialphilosophie. 

Das dritte, fachdidaktische Argument fügt man aus 
diesen beiden sozialwissenschaftlichen Argumenten 
zusammen: Weil die Perspektive des Ökonomikpara-
digmas optimal zur modernen Wirklichkeit passe, sei 
sie „für eine Selbstaufklärung und Weltverständnis 
anstrebende Bildung (…) nicht ersetzbar“ 
(Krol/Zoerner 2008, 126 f.). Sie eigne sich besonders, 
um die typischen, durch Dilemmasituationen verur-
sachten Krisen moderner Gesellschaften zu verste-
hen und zu überwinden. Typische dilemmatische 
Probleme seien etwa Umweltbelastung, Arbeitslosig-
keit, Schwarzarbeit oder extensive Nutzung von Sozi-
alleistungen. Ökonomische Bildung vermittle die Per-
spektive der Ökonomik, die auf  Interaktionsprobleme 
zwischen gesellschaftlichen Akteuren „im Rahmen 
gesellschaftspolitischer Bildung und Selbstaufklärung“ 
fokussiere. Diese ökonomische Bildung „tritt mit origi-
nären Beiträgen neben die politische Bildung, bleibt 
aber deren Zielen verpflichtet“ (S. 127). Bildung durch 
Ökonomik behandelt das Problem der Kooperation in 
der Gesellschaft und damit das Grundproblem der 
politischen und gesellschaftlichen Ordnung sowie die 
Gestaltung des Wirtschafts- und Gesellschaftssys-
tems und seiner Institutionen. 
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Die paradigmatisch orientierten Wirtschaftsdidaktiker 
beziehen sich neuerdings meist auf den Ansatz von 
Ökonomik, den Karl Homann und Andreas Suchanek 
(2005) in ihrem Einführungslehrbuch darstellen. In-
nerhalb und außerhalb der Wirtschaftswissenschaften 
gibt es eine Reihe weiterer Varianten des ökonomi-
schen Paradigmas oder der Politischen Ökonomie, 
die sich teils deutlich unterscheiden, etwa im Begriff 
der Rationalität oder des Ausmaßes von Opportunis-
mus (z.B. Kirchgässner 2008; Holzinger 2009, 540-
545; Braun 1999). Da sich die paradigmatische öko-
nomische Bildung eine systematische Auseinander-
setzung mit der Ökonomik erspart und im Wesentli-
chen einfach den Homann-Suchanek-Ansatz über-
nimmt, dieser aber typische Merkmale dieser sozial-
wissenschaftlichen Denkweise aus der Familie der 
Rational Choice-Ansätze aufweist, können ihn wir für 
unsere fachdidaktische Fragestellung exemplarisch 
diskutieren. Wenn nicht anders angegeben, meint 
Ökonomik im Folgenden stark vereinfachend immer 
Homann-Suchanek-Ökonomik. 

 

2 Ökonomik als Gesellschafts- und Poli-
tiktheorie 

Aus der Perspektive der Ökonomik liegt das Grund-
problem moderner Gesellschaften in Dilemmasituati-
onen, in denen es die Interessenkonflikte zwischen 
den rational und rücksichtslos ihren Nutzen verfol-
genden Akteuren verhindern, dass sich ihr gemein-
sames Interesse durchsetzt (Krol/Zoerner 2008, 122 
f.; Homann/Suchanek 2005, 31-36). Die Akteure, so 
die Annahme, befürchten nämlich wechselseitig, dass 
der andere ihren eigenen Beitrag zum gemeinsamen 
Interesse zu seinem Nutzen ausbeutet, oder sie 
selbst sind geneigt, den anderen auszubeuten. Es 
fehlt also eine wechselseitig wirksame, verlässliche 
Verhaltensbindung, die „Verwirklichung gemeinsamer 
Interessen scheitert an der Struktur der Situation“ 
(Homann/Suchanek 2005, 34). Damit liegt das Grund-
problem von Interaktionen in der Verhaltensbindung 
durch Institutionen (S. 102). Dies ist ein strukturalisti-
scher Ansatz, der ein soziologisches Erklärungsmus-
ter verwendet, das Handeln als durch die gesell-
schaftlichen Strukturen bestimmt begreift, in denen es 
stattfindet (vgl. Schimank 2000, 338 f.). 

„Die Ökonomik befasst sich mit Möglichkeiten und 
Problemen der gesellschaftlichen Zusammenarbeit 
zum gegenseitigen Vorteil“; ihre handlungstheoreti-
sche Grundlage, ist „die individuelle Vorteils-
/Nachteils-Kalkulation (..). Dies reicht weit über den 
‚Bereich der Wirtschaft’ hinaus“ (Homann/Suchanek 
2005, 5). Soziologisch kann man feststellen, dass 
sich „ein am Eigennutz orientierter Homo Oeconomi-
cus in der modernen Gesellschaft breitmacht“ und 
man deshalb „diesem Akteurmodell heute einen theo-
retischen Primat zusprechen“ kann (Schimank 2000, 
165). Dann mutiert der universal zeitlose Homo 

Oeconomicus zu einem historischen, epochalen Phä-
nomen. Politisch kann man ergänzen, dass sich ein 
relevanter Teil des politischen Diskurses und eine 
ganze Reihe von Politiken implizit oder explizit am 
ökonomischen Akteurmodell orientieren, etwa in der 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. 

Im Fokus steht die soziale Dimension des Handelns, 
die Interaktion, nicht die individuelle Handlung; dies 
charakterisiert auch soziologisches Denken. Die 
Ökonomik ist „keine Verhaltenstheorie, sondern eine 
Situationstheorie“ (Homann/Suchanek 2005, 370). Sie 
zielt auf „Erklärung zwecks Gestaltung“, sieht „ihr 
letztes Ziel bzw. ihren Sinn in einer Gestaltung der 
sozialen Welt“ und will „zur Lösung der Probleme der 
sozialen Ordnung“ beitragen (S. 347, 349). Damit 
formuliert die Ökonomik einen dezidiert politischen 
Anspruch. 

Die Ökonomik versteht sich als allgemeine Sozialthe-
orie (Schmidt 1996, 268 f.) und steht damit in Konkur-
renz zu anderen Sozialtheorien. Homann und Sucha-
nek definieren Gesellschaft mit Bezug auf Rawls als 
ein Unternehmen der Zusammenarbeit zum gegen-
seitigen Vorteil, bei dem die Akteure systematisch 
und immer zugleich gemeinsame und konfligierende 
Interessen haben (vgl. Homann/Suchanek 2005, 44-
47). Die gemeinsamen Interessen umfassen aber 
keineswegs gesellschaftliche Ziele oder geteilte Wer-
te, sondern bestehen ausschließlich im formal ge-
meinsamen Interesse an der Interaktion, sofern diese 
wechselseitige Gewinne im weitesten Sinne ermög-
licht (Kooperationsgewinne). Die Interaktionen mit 
anderen dienen den Individuen allein als Instrument, 
um ihren individuellen Nutzen zu maximieren, und nur 
deshalb sind sie gegebenenfalls bereit, allgemeinen 
Regeln für die Interaktionen zuzustimmen. Auch die-
se handlungstheoretischen Annahmen der Ökonomik 
sind politisch hoch relevant. Sie finden Unterstützung 
in soziologischen Analysen. 

Die Institutionen dienen der Koordination der Hand-
lungen individueller Akteure im gemeinsamen Inte-
resse aller Betroffenen an geringen Interaktionskos-
ten, stabiler sozialer Ordnung und der Verwirklichung 
der wechselseitigen Vorteile. Sehen die Individuen 
dies als durch die geltenden institutionellen Regeln 
nicht gesichert, unterlassen sie gesellschaftlich er-
wünschte Investitionen. Deshalb muss man die Insti-
tutionen kontrolliert anpassen (Institutionenmanage-
ment), und es sind vor allem Politiker oder allgemei-
ner der Staat, dem diese Aufgabe als Agent übertra-
gen wird. Aus dieser Sicht ist der Staat ein „institutio-
nelles Arrangement zur Festlegung, Durchsetzung 
und Anpassung von Institutionen, das sich die Bürger 
selbst schaffen bzw. geschaffen haben“, „um Koope-
rationsgewinne zu realisieren“ (S. 179; Hervorh. ent-
fernt).  

Neben der inneren und äußeren Sicherheit weist die 
Ökonomik dem Staat in modernen, entwickelten Ge-



 

sellschaften die „Hauptaufgabe“ zu, „die Vorausset-
zungen für Investitionen und funktionierende Märkte 
zu schaffen“ (S. 181). Dazu gehört, individuelle Ver-
fügungsrechte über Vermögenswerte zu definieren, 
zu schützen und Rechtssicherheit zu schaffen, um 
Tauschgeschäfte und organisierte Märkte zu ermögli-
chen, den Wettbewerb zu sichern, eine Währungs-
ordnung zu gewährleisten, die Humankapitalbildung 
zu fördern, Versicherungssysteme zu errichten oder 
errichten zu lassen (S. 205).  

Mit diesen Staatsaufgaben stellt sich zugleich das 
grundlegende Problem der Kontrolle des Staates. Aus 
Sicht dieser Ökonomik kann man keinesfalls anneh-
men, dass Politiker wohlwollend agieren und vor al-
lem der Realisierung des Gemeinwohls dienen wol-
len. Weil Politiker wie alle individuellen Akteure eigen-
interessiert handeln, entstehen dieselben strukturel-
len Probleme des Prinzipal-Agent-Verhältnisses wie 
z.B. zwischen Unternehmenseigentümern und ange-
stellten Managern (S. 189 f.). Also muss man auch für 
Politiker Anreiz-Sanktions-Schemata institutionalisie-
ren, die diese so lenken, dass sie ihre Aufgabe des 
Institutionenmanagements im Interesse aller Be-
troffenen auch tatsächlich erfüllen. Beispielsweise 
investieren Akteure nur dann, wenn sie sicher sein 
können, dass der Staat ihnen nicht nur zunächst, 
sondern auf Dauer den größten Teil der Erträge zu-
gesteht und glaubhaft darauf verzichtet, sich später 
doch einen größeren Anteil anzueignen (S. 221). 
Institutionen der Gewaltenteilung, des politischen 
Wettbewerbs, der rechtlichen Aufsicht über die Politik 
oder der Medien- und Informationsfreiheit sind ein-
schlägige Formen der Kontrolle von Staat und Politi-
kern. 

Nach Auffassung dieser Ökonomik arbeitet Politik mit 
geeigneten Regelsystemen, die dafür sorgen, dass 
die erwünschten Handlungen, die alle Betroffenen 
besser stellen, zugleich auch den individuellen Nut-
zen aller Beteiligten maximieren, sodass sich die 
gesellschaftlich erwünschten Ergebnisse als nicht 
intendierte Nebenfolgen von intendierten, eigeninte-
ressierten Individualhandlungen ergeben (S. 42 f.). 
Gesellschaftlich unerwünschte Ergebnisse resultieren 
danach aus ungeeigneten Institutionen, nicht aus 
ungeeigneten Intentionen. Da Gesellschaft Interaktion 
bedeutet, macht es politisch nur Sinn, die institutio-
nellen Rahmenbedingungen für Interaktion zu ändern. 
Politiken, die die Intention von Individualhandlungen 
beeinflussen wollen, um gesellschaftliche Ergebnisse 
zu erzielen, sind „völlig ungeeignet“ (S. 43). Wer um-
weltfreundlicheres Handeln erreichen will, so das 
klassische ökonomische Argument auch in der Wirt-
schaftsdidaktik, müsse es institutionenpolitisch durch 
Anreize und Sanktionen „billiger“ machen als umwelt-
schädigendes; moralische Appelle an das Umweltbe-
wusstsein des Einzelnen seien zum Scheitern verur-
teilt. Auch dies passt gut zu soziologischem Denken, 
dessen ersten Imperativ man als „Nicht moralisieren!“ 

formulieren kann (Schimank 2000, 337); dies trifft im 
Prinzip auch für politisches Denken in einer hochgra-
dig pluralistischen Gesellschaft zu. Umweltmoral blei-
be aber wichtig, damit solche Institutionenpolitiken die 
nötige politische Akzeptanz bei den Bürgerinnen fin-
den. 

 
3 Die Ökonomik der Politikwissenschaft 

Die Ökonomik im hier aufgegriffenen Sinne und all-
gemeiner gesprochen: der rationalistische Institutio-
nalismus umfassen Gesellschaftstheorie, Handlungs-
theorie und Institutionentheorie und leiten daraus 
Staats-, Politik- und Demokratietheorie ab. Diese 
Ökonomik empfiehlt, Situationen grundsätzlich so zu 
strukturieren, dass sie eine Zusammenarbeit rational 
handelnder Akteure zum gegenseitigen Vorteil ermög-
lichen und befördern. Damit zielt sie auf politische 
Gestaltung von Institutionen oder auf Institutionenpo-
litik. Das Paradigma der Ökonomik, das die Wirt-
schaftsdidaktik zum Kern ökonomischer Bildung er-
klärt, bietet eine alternative Denkweise über Politik, 
die die Politikdidaktik aber bisher nicht aufgreift. Wel-
che Bedeutung diese Perspektive in der Politikwis-
senschaft hat, skizziere ich im Folgenden kurz an 
einigen Exempeln (Holzinger 2009, Braun 1999). 

Zu den klassischen und politikwissenschaftlich wie 
politisch folgenreichen Denkfiguren ökonomisch inspi-
rierter, empirisch-analytischer Erklärungsansätze 
gehören etwa die konstitutionelle Politische Ökono-
mie um James M. Buchanan und Gordon Tullock und 
damit Staats-, Verfassungs- und Ordnungstheorie, 
Theorien des rationalen Wähler- und Parteienverhal-
tens von Anthony Downs oder Franz U. Pappi, die 
ökonomische Theorie der Demokratie und der Logik 
kollektiven Handelns von Mancur Olson, auf instituti-
onenökonomischen Prinzipal-Agent-Modellen basie-
rende Bürokratietheorien, strategische und kooperati-
ve spieltheoretische Modelle von Dilemmasituationen, 
Kooperationsproblemen, die Koalitionstheorie, die 
Tragödie der Allmende etwa bei Elinor Ostrom, die 
auf Transaktionskostenanalysen gründende Theorie 
institutionellen Wandels von Douglass C. North oder 
ökonomische Analysen des Wohlfahrtsstaates. Be-
sonders erfolgreich setzten sich politisch-ökonomi-
sche Zugriffsweisen in der Teildisziplin Internationale 
Beziehungen durch. Aus der deutschen Politikwis-
senschaft heraus entwickelte sich der Akteurzentrier-
te Institutionalismus von Renate Mayntz und Volker 
Scharpf zu einem prominenten Ansatz (Scharpf 
1997); ähnlich geht der situationsstrukturelle Ansatz 
von Michael Zürn vor. Politikfeldanalysen mittels öko-
nomischer Ansätze finden sich zur Wirtschafts- und 
Außenhandelspolitik, Steuer- und Finanzpolitik oder 
Sozial- und Gesundheitspolitik oder Europapolitik 
(vgl. aus fachdidaktischer Sicht Hippe 2010). In der 
vergleichenden Politikwissenschaft nutzt man institu-
tionalistische und spieltheoretische Analyseverfahren, 
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z. B. den Vergleich der Vetospieler in politischen 
Systemen. Aber auch rationalentscheidungstheoreti-
sche politics-Analysen, etwa der europäischen Ent-
scheidungsprozesse, gehören zu den Anwendungs-
bereichen politisch-ökonomischer Ansätze. 

Rational Choice-Ansatz (RC) oder Rationalhand-
lungsinstitutionalismus stoßen in der Politikwissen-
schaft international auf erhebliche und zunehmende 
Resonanz, und auch in der Soziologie haben sie eine 
lange Tradition (vgl. Braun 1999, Schmidt 2006, 
Schmid 2008). Viele der oben genannten Ansätze 
gehören inzwischen zum politikwissenschaftlichen 
Standardrepertoire. Mit „Ausnahme der politischen 
Theorie lässt sich eine größere Offenheit gegenüber 
dem Ansatz“ auch in Deutschland feststellen, zwei 
Fünftel der Befragten einer Erhebung der DVPW ga-
ben an, „dass sie ihre Forschungen stark oder sehr 
stark auf den RC-Ansatz stützen“ (Holzinger 2009, 
561 f.). 

Wenn sich die Philosophie des Faches Politische 
Bildung wesentlich auf die Politikwissenschaft bezieht 
und in ihr die Disziplin sieht, „die eine gedankliche 
und begriffliche Ordnung in die Welt des Politischen 
bringt“, und „die Politikdidaktik diese Ordnungsversu-
che in ihre Theoriebildung einzubeziehen“ hat (Wei-
ßeno u.a. 2010, 23), dann gehören auch ökonomi-
sche Denkfiguren zum inhaltlichen Kernbestand Poli-
tischer Bildung. Wenn sich keine oder nur wenig für 
die fachdidaktische Fragestellung relevante diszipli-
näre Differenzen zwischen den Sozialwissenschaften 
finden lassen, gilt dies erst recht. Im Übrigen liegen 
für alle relevanten Politikfelder zahlreiche institutio-
nenökonomisch inspirierte Gestaltungsempfehlungen 
vor (Überblick bei Hippe 2009 und 2010). 

 

4 Ökonomik im Kern der Politischen Bildung 

Neben dem disziplinären Trend zu einer breiten An-
erkennung in der Politikwissenschaft gewinnen öko-
nomische Analyseansätze der Politik auch dadurch 
politikdidaktisch erheblich an Relevanz, dass die ein-
schlägigen Gegenstandsfelder politischer Bildung 
eine zunehmende Ökonomisierung erfahren. Beredte 
Beispiele für eine Ökonomisierung der Politik finden 
sich in der öffentlichen Verwaltung oder in der Ge-
sundheitspolitik, in der Orientierung von policies an 
ökonomischen Denkmodellen etwa bei der Deregulie-
rung der Finanzmärkte oder beim Umbau der Univer-
sitäten nach dem Vorbild von Unternehmen, in der 
Selbstbindung der Politik an wirtschaftswissenschaft-
liche Vorgaben etwa bei der Staatsverschuldung, im 
Verständnis politischen Handelns als unternehmeri-
sches Handeln etwa in der Metapher des Standort-
wettbewerbs oder in der Zuweisung von persönlicher 
Verantwortung an Arbeitslose, die sich als „Arbeits-
kraftunternehmer“ neu erfinden sollen (z.B. Czada/ 
Zintl 2003, Evers/Heinze 2008, Richter 2009, Schi-
mank/Volkmann 2008; anders Zürn 2008). Die vielfäl-

tigen Phänomene und Programme einer Ökonomisie-
rung der Politik speisen sich aus ökonomischen Welt-
bildern und Denkweisen, die Lernende kennen und 
anwenden können müssen, um zu verstehen, was es 
bedeutet, wenn sich Politik und Gesellschaft sich in 
dieser Weise ändern. 

Damit sprechen neben dem Prinzip der Wissen-
schaftsorientierung auch die Prinzipien der Betroffen-
heit und Bedeutsamkeit dafür, das Paradigma der 
Ökonomik und seine politischen Folgen in den Kanon 
Politischer Bildung aufzunehmen. Ökonomische 
Denkweisen und ökonomisierte Politik erfreuen sich 
anhaltender und lebhafter kontroverser Debatten in 
Wissenschaft und Gesellschaft; dabei hängen öko-
nomische Kompetenz und politisches Urteil eng zu-
sammen (Seeber 2010). Auch verlangen die Prinzi-
pien der Kontroversität und der Multiperspektivität, 
die Ökonomik als Perspektive auf die Politik zu einem 
klassischen Thema politischer Bildung zu machen. 
Ob man das im Rahmen eines Konzepts sozialwis-
senschaftlicher oder politisch-ökonomischer Bildung 
entwickeln, als komplementäre Leitbilder politischer 
und ökonomischer Bildung fassen oder in einen koor-
dinierten Lernbereich „Soziale Studien“ einfügen soll, 
ist eine andere Frage (Hedtke 2008, Lange/ Haar-
mann 2010, Jung 2008, Sander 2010). 

Nicht zuletzt liefert das politisch orientierte Paradigma 
der Ökonomik eine alternative theoretische und politi-
sche Konzeption zu den normativ-essentialistischen 
Theorien, die ein Teil der Politikdidaktik bevorzugt. 
Diese Ökonomik in der politischen Bildung aufzugrei-
fen sichert die notwendige Kontroversität bereits auf 
der allgemeinen Ebene methodologischer, paradig-
matischer und theoretischer Perspektiven, und nicht 
erst auf der Ebene konkreter kontroverser Politiken. 
Die Ökonomik entwickelt eben nicht nur „Modelle 
wirtschaftlichen Handelns“ (Weißeno 2006a, 136), 
sondern Modelle auch des politischen Handelns und 
der gesellschaftlichen Interaktion i.w.S. und eine poli-
tische Institutionentheorie. Dass das ökonomische 
Paradigma nicht zur eigenen weltanschaulichen oder 
methodologischen Position passt, als unvollständig 
und unbefriedigend zu qualifizieren ist (Steffens 
2008) oder vielleicht nicht zum Mainstream der deut-
schen Politikwissenschaft zählt, reicht für seine fach-
didaktische Ablehnung bei weitem nicht aus. Es geht 
auch nicht um „ökonomische Gegenstände in der 
politischen Bildung“, ökonomische Realitätsbereiche 
oder Handlungslogiken (Detjen 2006, 68), sondern 
um eine analytisch, normativ und pragmatisch grund-
legend alternative Perspektive auf Politik. Weder 
fachwissenschaftliche noch fachdidaktische Gründe 
sprechen dafür, sie aus der Politischen Bildung aus-
zuschließen. 

Der Mainstream der Wirtschaftsdidaktik vertritt ein 
paradigmatisches Konzept, das einen dezidiert politi-
schen Anspruch erhebt: die Ökonomik als Erklä-
rungsmuster mit dem Ziel der politischen und mikro-



 

politischen Gestaltung von Institutionen. Zum Kern 
dieses Bildungsprogramms gehören Begriffe und 
Konzepte wie Politik, Ordnung, Gemeinwohl, Demo-
kratie, Staat, Markt, Sozialstaat, Akteur, Interessen-
gruppe, Konflikt, Entscheidung, Rationalität, Freiheit, 
Gerechtigkeit, Wahl und öffentliche Güter. Damit fun-
giert die paradigmatische ökonomische Bildung in-
haltlich und intentional als politische Bildung, sie lie-

fert politische Bildung „aus ökonomischer Sicht“. Es 
gehört zweifellos zu einer modernen Allgemeinbil-
dung, die ökonomische Perspektive auf Politik und 
Gesellschaft zu kennen und zu beherrschen. Als 
Ökonomik der Politik gehört die ökonomische Per-
spektive zum Kern der politischen Bildung. Denn es 
soll keine politischen Bildungen neben der politischen 
Bildung geben. 
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